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Vertrag
über die Zusammenarbeit der politischen Gemeinden
im Betreibungskreis Uster
(Anschlussvertrag)

Gestützt auf $ 2 des Einführungsgesetzes zum Bundesgesetz über Schuldbetreibung und

Konkurs vom 26. November 2007 (EG SchKG) schliessen die politischen Gemeinden Uster,

Egg, Greifensee und Mönchaltorf folgenden Vertrag über die Zusammenarbeit im Betrei-

bungskreis Uster

l. Vertragsgemeinden, Bezeichnung, Zweck und Sitz

Art. 1 Vertragsgemeinden und Bezeichnung

Die politischen Gemeinden Uster, Egg, Greifensee und Mönchaltorf bilden unter der Be-
zeichnung Betreibungsamt Uster auf unbestimmte Zeit einen Betreibungskreis.

Der Beitritt weiterer Gemeinden bedarf einer Vertragsänderung.

A;ft.2 Zweck

lnnerhalb des Betreibungskreises Uster wird ein gemeinsames Betreibungsamt geführt.

Art.3 Sitz

Sitz des Betreibungsamtes ist die politische Gemeinde Uster.

ll. Aufgaben, Wahlen und Zuständigkeiten

Art.4 Aufgaben

Das Betreibungsamt Uster erfüllt alle Aufgaben des Betreibungswesens, die den Vertrags-
gemeinden nach übergeordnetem Recht zukommen.

Die Betreibungsbeamtin oder der Betreibungsbeamte ist gleichzeitig Gemeindeammann der
Vertragsgemeinden.
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Art. 5 Wahlorgan, Wählbarkeit und Arbeitsverhältnisse

Der Stadtrat Uster wählt die Betreibungsbeamtin oder den Betreibungsbeamten.

Der Stadtrat Uster ernennt, nach vorgängiger Anhörung der Betreibungsbeamtin oder des
Betreibungsbeamten, die ordentliche und ausserordentliche Stellvertretung.

Die Wählbarkeitsvoraussetzung für die Betreibungsbeamtin oder den Betreibungsbeamten
sowie die Stellvertretung richtet sich nach $ 9 i.V.m. S 27 EG SchKG.

Der Stadtrat Uster regelt die Arbeitsverhältnisse. Für das Personalrecht und die Besoldun-
gen gelten die Bestimmungen der Stadt Uster.

Art. 6 Aufsicht, lnfrastruktur und Kostenbeiträge

Der Stadtrat Uster beaufsichtigt das Betreibungsamt gemäss $ 6 EG SchKG in organisatori-
scher und personeller Hinsicht, soweit die Aufsicht nicht in die Zuständigkeit der Aufsichts-
behörde nach $ 17 EG SchKG fällt.

Der Stadtrat Uster regelt insbesondere:
- den Standort des Betreibungsamtes,
- die Zurverfügungstellung der erforderlichen Räumlichkeiten und Einrichtungen,
- die Festsetzung der Kostenbeiträge der Kreisgemeinden gemäss Art. 7 und 8.

lll. Rechnungswesen

Art.7 Rechnungsführung

Die Stadt Uster führt über das Betreibungsamt eine eigene Kostenrechnung. Diese umfasst
die Einnahmen des Amtes und alle notwendigen Kosten für eine sachgerechte Aufgabener-
füllung.

Als Kosten gelten insbesondere:
- Personal- und Ausbildungskosten
- lnfrastruktur-, Miet- und Betriebskosten
- Sachaufiruände
- lnvestitionskosten
- Overheadkosten

Art.8 Kostenverteilung

Die Kostenverteilung für die lnvestitionskosten des neuen Betreibungskreises unter den Ver-
tragsgemeinden bemisst sich im Verhältnis der Anzahl Betreibungen Basis Kalenderjahr
2008. Nach der lnbetriebnahme führt die Stadt Uster das Stadtammann- und Betreibungsamt
auf eigene Rechnung. Die Vertragsgemeinden verzichten von diesem Zeitpunkt an auf eine
Aufteilung eines Aufwand- aber auch eines Einnahmenüberschusses.
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Art.9 Rechnungsprüfung

Für eine fachkundige und unabhängige Prüfung der gemäss Art. 7 und 8 erstellten Rech-
nung und Kostenverteilung der Investitionskosten ist die Stadt Uster zuständig. Die Prüfung
der Rechnung nach finanztechnischen Gesichtspunkten erfolgt durch die Rechnungsprü-
fungskommission oder eine externe Stelle, die finanzpolitische Prüfung der Rechnung und
Kostenverteilung durch die Rechnungsprüfungskommission.

lV. Vertragsänderung€h, Kündigung und Streitigkeiten

Art.10 Vertragsänderungen

Vertragsänderungen bedürfen der Zustimmung des Stadtrates Uster bzw. der Gemeinderäte
der übrigen Vertragsgemeinden.
Die Bezeichnung eines anderen Wahlorgans bedarf der Zustimmung der Mehrheit der Stim-
menden im Betreibungskreis.

Die Anderungen bedürfen der Genehmigung des Regierungsrates.

Art. 11 Kündigung

Der Stadtrat Uster bzw. die Gemeinderäte der übrigen Vertragsgemeinden können den Ver-
trag mit einer Frist von einem Jahr auf Ende Kalenderjahr kündigen.

Die Kündigung bedarf der Genehmigung des Regierungsrates.

Art.12 Streitigkeiten

Für Streitigkeiten zwischen den Vertragsgemeinden aus diesem Vertrag kommen die Be-
sti m m ungen des Venraltu ngsrechtspflegegesetzes zu r Anwend u ng.

V. Schluss- und Ubergangsbestimmungen

Art. 13 lnkrafttreten

Dieser Vertrag tritt nach Zustimmung des Stadtrates Uster, der Gemeinderäte von Egg, Grei-
fensee und Mönchaltorf sowie nach der Genehmigung durch den Regierungsrat auf Amts-
dauerbeginn 201012014 in Kraft.

Davon ausgenommen ist Art. 5, welche Bestimmung mit der Genehmigung durch den Regie-
rungsrat in Kraft tritt.

Arl.14 Aktenübergabe

Die Vertragsgemeinden sind verpflichtet, der Stadt Uster auf lnkraftsetzung des Vertrages
die Betreibungsregister sowie die dazugehörigen Register, Verzeichnisse, Belege usw. in
ordnungsgemässem Zustand zu übergeben. Für den Vollzug der Aktenübergabe ist das
Betreibungsinspektorat des Kantons Zürich zuständig.

Seite 4



1 Vertrag über die Zusammenarbeit der politischen Gemeinden
im Betreibungskreis Uster

Vl. Beschlussfassung der Vertragsgemeinden

Beschlussfassung der Vertragsgemeinden (S 2 Abs. 2 EG SchKG):

Stadt Uster

Vom Stadtrat Uster beschlossen am
2
-\ 3.40

Der nt Der Stadtschreiber

nsjörg Bau er

Gemeinde Egg

Vom Gemeinderat Egg beschlossen am --B-
o

emet ndepräsident Der Ge indeschreiber

Rolf Rothenhofer To n

Gemeinde Greifensee

Vom Gemeinderat Greifensee beschlossen a
Der ber

ser

Gemeinde Mönchaltorf

Vom Gemeinderat Mönchaltorf beschlossen am-

Die Gemein D

3"to,o
berin

a

Annemarie Beglinger

Vll. Genehmigung durch en Regierungsrat

Vom Regierungsrat des Kantons Zürich am
nehmigt.

Vor dem Regierungsrat

mit Beschluss Nr. &b- n"-

Der

1 0. JIJI{I 2010
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